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Vorwort:
Der  Betrieb  für  Sozialdienste  Bozen  (im  Folgenden  kurz  „BSB“  genannt)  beabsichtigt,  eine
Zusammenarbeit  mit  Einrichtungen  des  Dritten  Sektors  (EDS)  zu  starten,  die  an  einem
gemeinsamen  Planungsprozess  zur  Ausarbeitung  eines Projekts  zur  Schaffung  und  zum
Betrieb  einer  sozialpädagogischen  Tagesstätte  für  Menschen  mit  Behinderung,  mit
Autismus-Spektrum-Störungen (ASS), interessiert sind. 

Die vorliegende Bekanntmachung stellt daher weder eine Aufforderung zur Angebotsabgabe noch
in  irgendeiner  Weise  ein  Ausschreibungsverfahren  dar,  da  sie  lediglich  der  Sammlung  von
Interessenbekundungen für  die Teilnahme an dem oben genannten Verfahren dient und weder
Vorzugs- oder Vorzugsrechte für die Interessenten noch Verpflichtungen oder Bindungen für den
BSB beinhaltet.

Art. 1 – Bedarfsanalyse

In den letzten Jahren hat das Phänomen Autismus zunehmend an Bedeutung gewonnen, da die
Zahl der entsprechenden Diagnosen stetig steigt.
Die Zahl der Familien, in denen Menschen mit Autismus leben, nimmt daher immer mehr zu und
unterscheidet  sich  im  Vergleich  zur  Vergangenheit  stärker  hinsichtlich  Herkunft,  Kultur  und
Sensibilität.
Hinzu kommt, dass sich Autismus je nach Schweregrad der Diagnose und Alter der Betroffenen
unterschiedlich äußert und mit anderen Störungen oder Diagnosen einhergehen kann.
Die erwähnte Komplexität des Autismus macht es natürlich schwierig, standardisierte Strategien
und Lösungen zu finden, die eine sichere Wirksamkeit aufweisen und an jede Situation angepasst
werden können. 
Aus  der  Kartierung  der  Ressourcen  (Dienstleistungen  und  Maßnahmen)  für  Menschen  mit
Autismus und der anschließenden Analyse der besonderen Bedürfnisse ihrer Familien, die 2024
vom  BSB  durchgeführt  wurde,  ging  ein  fragmentiertes  und  unzureichendes  System  der
Dienstleistungsangebote sowohl öffentlicher als auch privater Akteure hervor.
Daher wird es als wichtig erachtet, die Schaffung eines integrierten Systems von Dienstleistungen
und Maßnahmen unter Einbeziehung verschiedener Akteure zu fördern, da nur eine gemeinsame
Arbeit  zwischen  Institutionen,  Einrichtungen des  dritten  Sektors  und Gemeinden konkrete  und
personalisierte  Lösungen  gewährleisten  kann,  die  eine  kontinuierliche  und  umfassende
Unterstützung der Person fördern. 
Angesichts des Mangels an Tagesdiensten für Menschen mit Autismus in der Gemeinde Bozen,
die deren Selbstständigkeit und maximale soziale Integration fördern sollen, und angesichts der
Notwendigkeit, die Pflege- und Betreuungslast der Familien zu verringern, beabsichtigt der BSB
die  Einrichtung  einer  sozialpädagogischen  Tagesstätte,  die  einer  der  Grundpfeiler  des  oben
genannten integrierten Systems sein soll.

Art. 2 – Gegenstand und Ziele der gemeinsamen Planung

Gegenstand  dieser  gemeinsamen  Planung  ist  die  Verwaltung  einer  sozialpädagogischen
Tagesstätte für Menschen mit Behinderung,  mit Autismus-Spektrum-Störungen (ASS), die
neben dem Personal gleichzeitig maximal 10 Personen in Gruppen aufnehmen kann und auf die
Erreichung der folgenden Ziele ausgerichtet ist:

1.  Menschen mit  Autismus Zugang zu sozialpädagogischen Angeboten zu ermöglichen, die in
Zusammenarbeit mit anderen Diensten die maximale Entfaltung ihres Potenzials fördern sollen.
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Ziel: Schaffung  eines  Umfelds  mit  entsprechend  geschultem  Personal,  das  die  Entwicklung,
Stärkung und Aufrechterhaltung der Selbstständigkeit im Alltag, der Beziehungsfähigkeit und der
sozialen Kompetenzen fördert.
2. Förderung der sozialen Inklusion.
Ziel: Aufbau  von  Kooperationen  zwischen  der  Tagesstätte  und  anderen  Einrichtungen  in  der
Umgebung  (z.  B.  Sportvereine,  Kulturvereine,  Jugendzentren,  Gewerbebetriebe  usw.)  zur
Definition und Umsetzung von Projekten zur sozialen Inklusion. 

Zugang zur Tagesstätte haben Minderjährige und Personen bis zum sechzigsten Lebensjahr, die in
der Gemeinde Bozen wohnhaft sind,  eine Autismusdiagnose haben und nach einer Bewertung
durch die Sozialdienste und die Trägereinrichtung offiziell  von einem öffentlichen oder privaten
Gesundheitsdienst betreut werden.
Zur Erreichung der oben genannten Ziele wird der BSB die allgemeine Planung des Projekts unter
Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen und der Bedürfnisse der Bürger übernehmen und
die Qualität der im endgültigen Projekt vorgesehenen Aktivitäten und Maßnahmen überwachen. 

Art. 3 – Charakteristische Merkmale des Standorts, der Tätigkeiten und der Funktionsweise
des neuen Dienstes

Die an der Ausarbeitung des Projekts interessierten Einrichtungen des dritten Sektors müssen 
über eine Immobilie verfügen, die als Tageszentrum genutzt werden kann, sowie über mindestens 
zwei Transportmittel, davon mindestens eines mit 9 Sitzplätzen, um die Tätigkeiten außerhalb des 
Tageszentrums durchführen zu können.

Insbesondere muss die Immobilie folgende Mindestanforderungen erfüllen:

• sie muss innerhalb des Gemeindegebiets von Bozen, möglichst in zentraler Lage, liegen;
• sie muss mit öffentlichen Verkehrsmitteln leicht erreichbar sein;
• die Voraussetzungen für die Genehmigung gemäß den Bestimmungen für die 

Genehmigung und Zulassung von Sozial- und Gesundheitsdiensten (DGP Nr. 633/2024) 
erfüllen;

• die strukturellen Anforderungen gemäß den Akkreditierungskriterien (DGP Nr. 795/2017 
und nachfolgende Änderungen) erfüllen;

• muss außerdem über Folgendes verfügen: 

a) 1 Büro mit PC-Arbeitsplatz und Internetanschluss;
b) 1 Garderobe;
c) 1 Küche (zur Nutzung für Zwischenmahlzeiten und/oder als Werkstatt);
d) 1 Lagerraum/Abstellraum;
e) Garten/Hof (wenn möglich);

Verfügt  die  mitplanende  Einrichtung  des  dritten  Sektors  über  eine  Struktur,  die  die  die  oben
genannten  Anforderungen  nicht  oder  nur  teilweise  erfüllt,  muss  er  sich  verpflichten,  alle
erforderlichen Anpassungsarbeiten durchzuführen und den betreffenden Dienst  innerhalb von 6
Monaten nach Unterzeichnung  der  entsprechenden  Vereinbarung mit  der  unterzeichnenden
Verwaltung auf der Grundlage eines gemeinsamen Projekts aufzunehmen, wobei diese Frist auf
begründeten Antrag der EDS um weitere 6 Monate verlängert werden kann.

Die  an  diesem  Mitgestaltungsverfahren  interessierte  EDS  muss  sich  außerdem  durch  eine
entsprechende Klausel in der Vereinbarung zur Mitgestaltung verpflichten, die Verfügbarkeit  der
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genannten  Einrichtung an  den BSB zu übertragen,  gegebenenfalls  auch durch  Abtretung des
entsprechenden Mietvertrags,
-  bis  zum  Ablauf  des  Tilgungsplans  für  etwaige  Anpassungsarbeiten  an  die  oben  genannten
Merkmale,  sofern  dieser  Plan  eine  längere  Laufzeit  hat  als  der  Dienst  zur  Verwaltung  der
Tagesstätte, für die die Einrichtung genutzt werden soll;
beziehungsweise
-  bis  zum Ablauf  der  Auflage  der  Körperschaft,  die  die  oben  genannten  Anpassungsarbeiten
gegebenenfalls finanziert hat, auch wenn diese Auflage eine längere Laufzeit hat als der Dienst zur
Verwaltung der Tagesstätte und, falls vorgesehen, den Tilgungsplan für die Anpassungsarbeiten. In
diesem Fall hat die Nichtübertragung der Verfügbarkeit der genannten Einrichtung an den BSB für
die mitplanende Trägerschaft die Verpflichtung zur Rückzahlung der von ihr erhaltenen Beträge an
die finanzierende Trägerschaft zur Folge.
Im Tageszentrum müssen folgende Aktivitäten durchgeführt werden:

• Bildungsaktivitäten, Einzel- und Gruppenaktivitäten, die auf die Entwicklung und Stärkung 
der Selbstständigkeit der Nutzer abzielen, basierend auf den jeweiligen individuellen 
Projekten;

• Aktivitäten spielerischer, sportlicher und kultureller Art mit pädagogischem Wert, die auch 
außerhalb der Tagesstätte durchgeführt werden, mit dem Ziel, die Sozialisierung sowie die 
Erhaltung und Entwicklung der körperlichen, kognitiven und sozialen Fähigkeiten der 
Nutzer zu fördern;

• Aktivitäten zur Förderung der Beziehungen und der Integration der Nutzer in das soziale 
Leben ;

durch entsprechend ausgebildetes und spezialisiertes Personal, das in der Lage ist, individuelle
Projekte  zu  definieren  und  deren  Verlauf  und  Wirksamkeit  entsprechend  den  spezifischen
Bedürfnissen zu bewerten. 
Für die Zusammensetzung der Gruppen und die Festlegung der individuellen Projekte ist eine
Zusammenarbeit mit den zuständigen Sozial- und Sanitätsdiensten vorgesehen.
Die  Sozialdienste  haben  auch  die  Aufgabe,  die  Übereinstimmung  zwischen  den  individuellen
Projekten  und  der  Umsetzung  der  in  dieser  Bekanntmachung  genannten  Aktivitäten  zu
überwachen.
Jeder  Begünstigte  hat  wöchentlich  Zugang  zum  Zentrum,  wobei  die  Häufigkeit  individuell
festgelegt wird.
Die Dauer der individueller Projekte richtet sich nach den darin festgelegten Zielen und beträgt
mindestens ein Jahr.

Art. 4 – Wirtschaftlicher Bezugsrahmen

Für  die  Durchführung  der  gemeinsamen  Projektplanung  zwischen  der  EDS  und  der
unterzeichnenden Verwaltung ist ein Höchstbetrag von € 1.500.000.- (ohne Mehrwertssteuer) für 5
Jahre vorgesehen. 

Da es sich um eine Erstattung und nicht um eine Gegenleistung handelt, wird dieser Betrag – zu
den  im  Projekt  festgelegten  Bedingungen,  Modalitäten  und  Häufigkeiten  –  ausschließlich  zur
Deckung  der  tatsächlich  angefallenen,  abgerechneten  und  von  der  mitplanenden  EDS
dokumentierten  Kosten  ausgezahlt,  die  folglich  keinen  Gewinn  oder  Anspruch  auf  Zuschläge,
Rückstellungen, Aufschläge oder Ähnliches aus der Erbringung der mitgestalteten Dienstleistung
erzielt,  unbeschadet  der  Anerkennung  der  indirekten  Kosten  auf  pauschaler  Basis  zu  dem
nachstehend genannten Prozentsatz.
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Um als zulässig und somit erstattungsfähig zu gelten, müssen die Kosten:

• im Wirtschaftsplan des endgültigen Projekts vorgesehen sein;
• während der Projektdurchführung entstanden sein;
• identifizierbar  sein  und  durch  Originalbelege  (quittierte  Rechnungen  oder  gleichwertige

Buchhaltungsunterlagen)  nachgewiesen  werden,  aus  denen  die  Beschreibung  der
erworbenen  Güter  und  Dienstleistungen  und  deren  jeweiliger  Bezug  zum  spezifischen
finanzierten Projekt hervorgeht.

Die mitplanende EDS muss die erforderlichen Unterlagen vorbereiten und die Verwaltungs- und
Buchhaltungsunterlagen für  Kontrollbesuche im Original aufbewahren, wobei sie die genannten
Unterlagen  in  geordneter  Weise  sammeln  und  so  archivieren muss,  dass  die  Kontrolltätigkeit
erleichtert  wird,  unbeschadet  der  zivil-  und  steuerrechtlichen  Bestimmungen  über  die
Aufbewahrung von Buchhaltungsunterlagen und der entsprechenden Dokumentation.
Zur Beurteilung der Zulässigkeit müssen alle Kosten dokumentiert, transparent und nach Posten
aufgeschlüsselt  sein  und  den  Kriterien  der  Relevanz,  Angemessenheit  und  Stimmigkeit
entsprechen.  Bei  Tätigkeiten  oder  Dienstleistungen,  die  nicht  unmittelbar  durch  objektive
Bezugsdokumente nachgewiesen werden können und daher im Nachhinein schwer zu bewerten
sind, muss die mitplanende EDS in der Lage sein, die Tätigkeit oder Dienstleistung sowohl in der
Planungs- als auch in der Berichtsphase angemessen zu dokumentieren, um Unsicherheiten so
weit wie möglich zu vermeiden und Doppelungen oder Überschneidungen mit anderen Tätigkeiten
desselben Projekts zu vermeiden.

Folgende Kosten werden als förderfähig angesehen:

-  Kosten für  internes  Personal  (Angestellte),  das  im einheitlichen  Arbeitsbuch eingetragen ist,
werden proportional zum Arbeitsaufwand für das spezifische finanzierte Projekt berechnet, wobei
der  eventuelle  Beitrag  von  Freiwilligen  nicht  erstattet  werden  kann,  auch  nicht  in  Form einer
Pauschale. Für die Berechnung sind die jährlichen Bruttokosten der Vergütung im Verhältnis zur
tatsächlichen Anzahl der Arbeitsstunden des Arbeitnehmers im Rahmen der geförderten Tätigkeit
zu  berücksichtigen,  mit  Ausnahme  von  ad  personam-Zahlungen  (Familienzulagen,  Prämien
verschiedener Art usw.).
- die tatsächlichen Kosten, d. h. die Kosten für den Erwerb von Lieferungen und Dienstleistungen
und  Zubehör,  die  für  die  Durchführung  des  Projekts  erforderlich  sind  (z.  B.  Ausrüstung,
Schulungen,  Druck,  Transport,  Büromaterial),  wobei  die  mitplanende EDS sich  an Lieferanten
wenden muss, die die Vorschriften für die Verwendung öffentlicher Mittel einhalten (z. B. DURC,
Antimafia usw.). 
-  Kosten für  Versorgungsleistungen,  sofern sie in  Bezug auf  die  Projektdauer,  die  Fläche der
genutzten Räumlichkeiten und die Anzahl der Nutzer ermittelt wurden.
Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  Kosten  für  Versicherungsverträge,  die  über  die  gesetzlich
vorgeschriebenen Versicherungen hinausgehen, nicht anerkannt werden.
- Indirekte Kosten, d. h. Kosten, deren Höhe für das gemeinsame Projekt nicht genau bestimmt
werden kann, werden pauschal mit einem Satz von 10% der ordnungsgemäß nachgewiesenen
direkten Kosten berechnet. 
Für die pauschal angegebenen indirekten Kosten ist bei der Kontrolle keine Vorlage von Belegen
für die Ausgaben erforderlich. 
- Die tatsächlich von den Inhabern von Sozialfunktionen für projektbezogene Tätigkeiten, die sie in
Ausübung ihrer institutionellen Funktionen ausüben (z. B. Teilnahme an Veranstaltungen, die eine
repräsentative  Funktion  erfordern),  getragenen  Kosten.  In  diesen  Fällen  werden  die  Kosten
(Verpflegung,  Reise  und  Unterkunft  usw.)  analog  zu  den  Bestimmungen  für  Arbeitnehmer
abgerechnet und auf der Grundlage der einzelnen Belege ausgewiesen. Wenn die Person, die
eine  soziale  Funktion  innehat,  gleichzeitig  auch  Arbeitnehmer  ist,  werden  die  Kosten  auf  der
Grundlage  des  Gehalts,  das  sich  aus  der  Gehaltsabrechnung  ergibt,  im  Verhältnis  zu  den
tatsächlich für die Projektaktivitäten aufgewendeten Stunden berechnet.
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Zusätzlich zu dem oben genannten Betrag werden auch die folgenden Kosten im Zusammenhang
mit der Immobilie/den Räumlichkeiten, die für die Durchführung des Projekts verwendet werden,
als zulässig angesehen. Diese Kosten sind gesondert anzuweisen und unterliegen einer späteren
Angemessenheitsprüfung. Auch bei diesen Kosten handelt es sich um eine Erstattung und nicht
um eine Gegenleistung:
-  Kosten  für  Miete,  Abschreibung/Instandhaltung  von  Immobilien,  Kondominiumspesen  und
Reinigung,  begrenzt  auf  die  direkte  Nutzung  der  Immobilie  im  Verhältnis  zum  tatsächlichen
Projektbedarf, zur Projektdauer und zum tatsächlich genutzten Anteil und zur tatsächlich genutzten
Fläche. 
In diesem Zusammenhang ist die ordentliche Instandhaltung anerkannt, während die Abschreibung
von Immobilien nur dann als förderfähige Ausgabe anerkannt wird, wenn 

- die abgeschriebenen Immobilien nicht bereits öffentliche Zuschüsse erhalten haben;
- die Abschreibungskosten gemäß den geltenden Steuervorschriften auf der Grundlage der 
vom Ministerium für Wirtschaft und Finanzen festgelegten Koeffizienten berechnet werden;
- der Vermögenswert im Anlagenverzeichnis oder in anderen Unterlagen aufgeführt ist, aus 
denen hervorgeht, dass der Vermögenswert abschreibungsfähig ist.

Die Auszahlung der Rückerstattungen erfolgt vorbehaltlich des Erhalts der regulären DURC, des
positiven  Abschlusses  der  technischen  Überprüfungen  und  generell  des  Vorliegens  der
Voraussetzungen, die deren Anspruchsberechtigung bedingen.

Art. 5 – Laufzeit der Vereinbarung

Nach Abschluss des gemeinsamen Planungsprozesses wird eine Vereinbarung mit einer Laufzeit 
von 5 Jahren geschlossen, die um maximal weitere 5 Jahre verlängert werden kann.
Es wird darauf hingewiesen, dass 
- eine stillschweigende Verlängerung der Vereinbarung ausgeschlossen ist;
- wenn der mitplanende EDS-Teilnehmer eine Verlängerung beantragen möchte, er den Antrag 
mindestens 6 Monate vor Ablauf der Frist stellen muss;
- die Vereinbarung einmalig verlängert werden kann, vorbehaltlich der Zustimmung des 
Verfahrensverantwortlichen nach Abschluss einer entsprechenden Untersuchung.

Art. 6 – Zur gemeinsamen Planung zugelassene Träger

Zur Mitgestaltung sind alle Einrichtungen des Dritten Sektors gemäß Artikel 4 des Gesetzesdekrets
Nr.  117/2017  (Codex  des  Dritten  Sektors)  zugelassen,  welche  –  einzeln,  als  vorübergehende
Gruppierung oder in  Partnerschaft – an einer Zusammenarbeit mit dem BSB zur Erreichung der
oben genannten Ziele interessiert sind.
Freiwilligenorganisationen (ODV) und Vereinigungen zur sozialen Förderung (APS), die an diesem
Verfahren interessiert sind, müssen eine der folgenden Voraussetzungen erfüllen: Sie müssen im
RUNTS eingetragen sein oder sich in der Umstellungsphase befinden, da sie zuvor in regionalen,
provinzialen oder nationalen Registern eingetragen waren.
Ebenso können auch Einrichtungen berechtigterweise in Betracht gezogen werden, die gemäß Art.
10 des Gesetzesdekrets Nr. 460 vom 4. Dezember 1997 bei der Meldebehörde registriert sind und
für die die Bestimmungen des Artikels 101 Absatz 3 des Codex des Dritten Sektors gelten, wonach
die Voraussetzung der Eintragung in das RUNTS durch die Eintragung in eines der derzeit in den
einschlägigen Rechtsvorschriften vorgesehenen Register als erfüllt gilt.
Im  Rahmen  des  Mitgestaltungsprozesses  ist  die  Einbeziehung  der  für  Autismus  zuständigen
Fachdienste vorgesehen. Wenn der Verfahrensverantwortliche dies zur Vertiefung der Inhalte der
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mitzugestaltenden Dienstleistung für erforderlich hält, kann auch das Fachwissen von Personen
aus anderen Körperschaften herangezogen werden.

Art. 7 – Teilnahmebedingungen

7.1 Allgemeine Bedingungen
Jeder  Teilnehmer  –  in  jeglicher  Form:  Einzelperson,  Gruppe  oder  designiertes  Konsortium,
Konsortium an sich oder Sonstiges – darf nicht in folgendes involviert sein

a) in einen der Ausschlussgründe gemäß Art. 94 und 95 des Gesetzesdekrets Nr. 36/2025, 
analog anwendbar auf das vorliegende Verfahren, soweit vereinbar; 

b) in keinen Interessenkonflikt gemäß Gesetz Nr. 241/1990 und nachfolgenden Änderungen 
und Ergänzungen
Es wird darauf hingewiesen, dass die Erfüllung der in den Punkten a) und b) genannten 
Voraussetzungen vom gesetzlichen Vertreter des an der Ausarbeitung des Projekts 
interessierten Einrichtungen des dritten Sektors gemäß Art. 46 und 47 des D.P.R. Nr. 
445/2000 bei der Einreichung des Teilnahmeantrags erklärt werden muss. 

7.2 Besondere Bedingungen
Jeder Teilnehmer (Einzelperson oder Gruppe) muss die folgenden besonderen Voraussetzungen
erfüllen: 
a) über  eine  mindestens  zweijährige  Erfahrung  im  Bereich  der  Verwaltung  von
Dienstleistungen  und  Maßnahmen  zugunsten  von  Menschen  mit  Autismus  verfügen;  zum
Nachweis dieser Anforderung kann die interessierte Einrichtung des dritten Sektors  lediglich auf
den Zeitraum der letzten 5 Jahre vor Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Bezug nehmen. 
b) über  eine  Immobilie  verfügen,  die  als  Tagesstätte  für  Menschen  mit  Autismus  genutzt
werden kann und die oben genannten Anforderungen erfüllt;
c) Kenntnisse  der  italienischen  und  deutschen  Sprache  seitens  der  Mitarbeiter,  die  es
ermöglichen, die Leistungen in der Muttersprache des Begünstigten zu erbringen.

Es wird darauf hingewiesen, dass 
- Der Besitz der unter Punkt a) genannten Voraussetzung muss vom gesetzlichen Vertreter 

des an der  Ausarbeitung des Projekts  interessierten Einrichtungen des  dritten  Sektors  
gemäß Art. 47 des D.P.R. Nr. 445/2000 bei der Einreichung des Teilnahmeantrags erklärt 
werden.

- Die Teilnahmevoraussetzungen gemäß den Punkten a), b) und c) müssen zum Zeitpunkt
des Ablaufs der Frist für die Einreichung des Projektvorschlags erfüllt sein.
Jeder Teilnehmer (Einzelperson oder Gruppe) muss - in Übereinstimmung mit den Bestimmungen
des  territorialen  Tarifvertrags  sowie  den  Bestimmungen  in  Bezug  auf  Sozialversicherung,  

Versicherung und Unfallversicherung des Personals – über eine Organisation verfügen, die
es ermöglicht,  dem spezifischen finanzierten Projekt ein Team zu widmen, das mindestens die
folgenden Fachkräfte umfasst: 
- einen  Koordinator  mit  Hochschulabschluss  in  Sozialpädagogik/Gesundheitswesen  und  

möglichst mit spezifischen Kenntnissen im Bereich Autismus, in der Koordinierung und in 
der Personalführung;

- Fachkräfte  mit  Berufsprofilen  gemäß  Art.  5  des  Anhangs  A  des  Beschlusses  der  
Landesregierung Nr. 795/2017 und nachfolgenden Änderungen.

Die an der Ausarbeitung des Projekts interessierten Einrichtungen des dritten Sektors müssen im
Rahmen  der  Treffen  zur  Abstimmung  mit  der  unterzeichnenden  Verwaltung  (sogenannte  „Ko-
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Planungstische“)  die  Lebensläufe des Personals vorlegen, das sie für den betreffenden Dienst
einsetzen möchten.
Hinsichtlich der Anforderungen an das Personal wird auf den Beschluss der Landesregierung Nr. 
795/2019 „Kriterien für die Genehmigung und Zulassung von Sozialdienstleistungen für Menschen 
mit Behinderungen“ (geändert durch die Beschlüsse Nr. 787/2021 und 1140/2023) verwiesen.

Die mitgestaldende EDS muss eine angemessene Schulung zum Thema Autismus mit einer Dauer
von  mindestens  10  Stunden  pro  Jahr  für  alle  Teammitglieder,  einschließlich  der  während  der
Projektdurchführung eingestellten Mitarbeiter, planen.

Art. 8 - Verfahrensverantwortlicher
Der Verfahrensverantwortliche gemäß Landesgesetz Nr. 17/1993 und Gesetz Nr. 241/1990 ist Dr.
Matteo Faifer, Direktor der Abteilung für stationäre und teilstationäre Dienste des BSB. 

Art. 9 - Modalitäten für die Einreichung der Interessenbekundung
Die an diesem Mitgestaltungsverfahren interessierten Einrichtungen des dritten Sektors müssen –
unter Androhung des Ausschlusses – mittels zertifizierter E-Mail an folgende Adresse 

Betrieb für Sozialdienste Bozen
Abteilung stationäre und teilstationäre Dienste

ZEP: assb@legalmail.it
zu Händen des Verfahrensverantwortlichen Dr. Matteo Faifer

spätestens bis 12:00 Uhr des 09/12/2025, die nachstehende Dokumentation senden:

- das Teilnahmeformular, das auf der Grundlage des von der unterzeichnenden Verwaltung 
erstellten Modells ausgefüllt und dieser Bekanntmachung beigefügt ist;

- die Freistellung zugunsten des BSB hinsichtlich etwaiger Haftungen im Zusammenhang mit
der Nutzung des geistigen Eigentums der Vorschläge, ordnungsgemäß unterzeichnet vom 
gesetzlichen Vertreter der an der Ausarbeitung des Projekts interessierten Einrichtung des 
dritten Sektors;

- der Projektvorschlag.
Die oben genannte Frist ist verbindlich und daher werden Interessenbekundungen, die nach Ablauf
dieser Frist eingehen, nicht berücksichtigt.
Im Betreff der zertifizierten E-Mail muss folgender Vermerk enthalten sein: „Antrag auf Teilnahme
am  Mitgestaltungsprozess  für  die  Schaffung  und  die  Verwaltung  einer  sozialpädagogischen
Tagesstätte für Menschen mit Autismus-Spektrum-Störungen (ASS)“.
Es gilt ausschließlich das Datum der Übermittlung der zertifizierten E-Mail, und die Übermittlung
gilt erst mit Erhalt der Empfangsbestätigung als ordnungsgemäß erfolgt.
Nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Anträge überprüft der Verfahrensverantwortliche die
formale Ordnungsmäßigkeit der eingereichten Anträge und der entsprechenden Ersatzerklärungen
gemäß D.P.R. Nr. 445/2000 über den Besitz der allgemeinen Voraussetzungen gemäß Art. 7.1,
Buchstabe  a)  und  b)  und  Art.  7.2,  Buchstabe  a)  dieser  Bekanntmachung  und  leitet,  falls
erforderlich, die Nachbesserung gemäß Gesetz Nr. 241/1990 und nachfolgenden Änderungen und
Ergänzungen ein.

Nicht berücksichtigt werden Anträge:
- die nach Ablauf der oben genannten Frist eingehen;
- die von anderen als den berechtigten Personen eingereicht werden;
- die in einer anderen als der vorgeschriebenen Form eingereicht werden;
- die mit Auflagen verbunden sind.
Die nicht zugelassenen Personen werden formell über ihre Nichtzulassung informiert, und die Liste
der zur zweiten Phase des Verfahrens zugelassenen Personen wird auf der Website des BSB
veröffentlicht.
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Art. 10 - Strukturierung des Projektvorschlags

Die an diesem Mitgestaltungsverfahren interessierten Einrichtungen des dritten Sektors müssen
einen Projektvorschlag einreichen, der den Bestimmungen dieser Ausschreibung entspricht und
sich an folgendem Schema orientiert:

- Definition der Ziele;
- Beschreibung der erwarteten Ergebnisse;
- Beschreibung der Aktivitäten und der entsprechenden Umsetzungsmodalitäten;
- Beschreibung der zur Verfügung zu stellenden Ressourcen;
- Modalitäten zur Überwachung und Bewertung der outcome und Auswirkungen;
- Finanzplan;
- Anhänge:  Grundriss der als Tagesstätte zu nutzenden Immobilie und weitere relevante 
Unterlagen.

Der Projektvorschlag darf  maximal  16 Seiten umfassen. Die Seiten müssen im Format A4 mit
lesbarer  Schrift  (Schriftart:  Arial  10,  einfacher  Zeilenabstand)  erstellt  sein.  Jede  Seite  des
Projektvorschlags  muss  nummeriert  sein  und  jeder  Absatz  mit  einer  fortlaufenden  Nummer
versehen sein. 

Art. 11 - Vereinbarung zur gemeinsamen Planung
Das öffentliche Verfahren umfasst die folgenden drei Phasen.

Erste Phase: Zulassung der Bewerber, die eine Interessenbekundung eingereicht haben, nach
positiver  Überprüfung  der  allgemeinen  und  besonderen  Voraussetzungen  durch  den
Verfahrensverantwortlichen.

Zweite Phase:  Die zugelassenen Einrichtungen des dritten Sektors werden zu einer Reihe von
Sitzungen  (sogenannten  „Ko-Planungstischen“)  eingeladen,  in  denen  sie  gemeinsam mit  dem
Verfahrensverantwortlichen  und  anderen  von  diesem  aufgrund  ihrer  Fachkompetenz  in  dem
betreffenden Bereich benannten Mitarbeitern des BSB die Projektvorschläge und deren mögliche
Weiterentwicklungen,  Ergänzungen  und  Änderungen  im  Hinblick  auf  die  Erreichung  der  oben
genannten Ziele dieses Verfahrens prüfen.
Die Arbeiten der Ko-Planungstische werden ordnungsgemäß protokolliert und die entsprechenden
Unterlagen  –  vorbehaltlich  berechtigter  Gründe  des  Schutzes  der  Vertraulichkeit  sowie  des
Schutzes von geistigem Eigentum und/oder gewerblichen Schutzrechten und des Wettbewerbs –
unter Einhaltung der geltenden Transparenzvorschriften veröffentlicht.
Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Teilnehmer  an  den  Ko-Planungstischen  im  Voraus
akzeptieren  müssen,  dass  das  gemeinsam  mit  dem  BSB  ausgearbeitete  Projekt  in  dessen
Eigentum übergeht.
Der Verfahrensverantwortliche behält sich das Recht vor, die Ko-Planungstische auch nach der
Ausarbeitung  des  mit  der  mitplanenden  Einrichtung  des  dritten  Sektors  vereinbarten  Projekts
einzurichten,  wenn  er  es  für  notwendig  oder  lediglich  zweckmäßig  hält,  dessen
Umsetzungsstruktur oder einzelne vorbereitende Aspekte zu überarbeiten oder zu ergänzen.
Neben dem Verfahrensverantwortlichen und den von ihm benannten Mitarbeitern des BSB können
maximal zwei Vertreter pro zugelassener Einrichtung des dritten Sektors an den gemeinsamen Ko-
Planungstischen teilnehmen. 
Der  Verfahrensverantwortliche  kann  außerdem  die  Teilnahme  von  Personen  aus  anderen
Einrichtungen und Organisationen, die Interessen vertreten und über Fachkompetenzen verfügen,
beantragen, um bestimmte Aspekte des betreffenden Projekts zu vertiefen.
Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  für  die  Teilnahme  an  der  gemeinsamen  Planung  keine
Vergütung gewährt wird.

Dritte Phase: Auswahl des endgültigen Projekts.
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Der  Verfahrenverantwortliche  fordert  die  Einrichtungen  des  dritten  Sektors,  die  an  den
gemeinsamen Planungssitzungen teilgenommen haben, auf, ihre jeweiligen Projekte, die mit der
unterzeichnenden Verwaltung abgestimmt wurden, in ihrer endgültigen Form vorzulegen, wobei
ihnen das Recht vorbehalten bleibt, sich zu einer Gruppe zusammenzuschließen, um ein einziges
Projekt vorzulegen.
Eine eigens dafür eingesetzte Kommission,  bestehend aus mindestens 3 Mitgliedern,  die nach
Ablauf der Frist für die Einreichung der Interessenbekundungen durch einen Verwaltungsbeschluss
ernannt wird, bewertet die von den Einrichtungen des dritten Sektors ausgearbeiteten endgültigen
Projekte anhand einer Punkteskala in Hundertstel.

Die Kommission wird das endgültige Projekt, das den Zielen dieser Bekanntmachung am besten
entspricht, anhand der folgenden Kriterien auswählen: 

Kriterien
Maximale
Punktzahl Bewertungsindikator

Frühere  Erfahrungen  der  Körperschaft  im
Bereich  der  Dienstleistungen  und
Maßnahmen zugunsten von Menschen mit
Autismus,  die  durch  Bescheinigungen
öffentlicher  oder  privater  Körperschaften
nachzuweisen  sind,  wobei  der  Dienst
mindestens  zwei  Jahre  lang  ohne
Unterbrechung erbracht worden sein muss.

10

- Ununterbrochene  Erfahrung  bis
zu 2 Jahren: 0 Punkte

- Erfahrung über 2 Jahre bis zu 3
Jahren: 5 Punkte

- Erfahrung über 3 Jahre bis zu 4
Jahren: 8 Punkte

- Erfahrung  über  4  Jahre:  10
Punkte.

Personal

Weiterbildung,
Fortbildung und
Supervision des

Personals

8

- Es  ist  ein
Fortbildungs-/Weiterbildungspla
n zum Thema Autismus von bis
zu  10  Stunden  pro  Jahr
vorgesehen: 0 Punkte.

- Es  ist  ein
Fortbildungs-/Weiterbildungspla
n zum Thema Autismus von 11
bis  20  Stunden  pro  Jahr
vorgesehen: 3 Punkte.

- Es  ist  ein
Fortbildungs-/Weiterbildungspla
n zum Thema Autismus von 21
bis  30  Stunden  pro  Jahr
vorgesehen: 5 Punkte.

- Es  ist  ein
Fortbildungs-/Weiterbildungspla
n  zum  Thema  Autismus  von
mehr als 30 Stunden pro Jahr
vorgesehen: 8 Punkte.

Modalitäten des
Ersatzes für
abwesendes

Personal

6

- Es  sind  keine
Ersatzmodalitäten
beschrieben: 0 Punkte.

- Es  sind  Ersatzmodalitäten
beschrieben: bis zu 6 Punkte.

Strategien zur 6 - Es  sind  keine  Strategien
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Bekämpfung der
Fluktuation

beschrieben: 0 Punkte.
- Es  sind  Strategien

beschrieben: bis zu 6 Punkte.

Einrichtung

Standort des
Hauptsitzes 5

- Höhere  oder  geringere
Zentralität,  ausgehend  als
zentraler  Bezugspunkt  den
Hadriansplatz: bis  zu  5
Punkte.

Erreichbarkeit 8

- Erreichbar   mit  öffentlichen
Verkehrsmitteln,  private
Parkplätze  vorhanden  (auch
für  Menschen  mit
Behinderung),  keine
architektonischen  Barrieren:
bis zu 8 Punkte.

Verfügbarkeit zur
exklusiven

Nutzung eines
Gartens/Hofes

6

- Die  Einrichtung  verfügt  nicht
über  einen  Garten/Hof  zur
alleinigen Nutzung: 0 Punkte.

- Die  Einrichtung  verfügt  über
einen  Garten/Hof  zur
alleinigen Nutzung: 6 Punkte.

Personalisiertes Projektmodell 12

- Es  ist  kein  personalisiertes
Projektmodell  vorgesehen:  0
Punkte.

- Es  ist  ein  personalisiertes
Projektmodell  vorgesehen:
bis zu 12 Punkte.

Aktivitäten 16

- Beschreibung  der  Aktivitäten
zur  Entwicklung,  Stärkung
und  Erhaltung  der
Alltagsautonomie,  der
Beziehungsfähigkeiten  und
der  sozialen  Kompetenzen
der  Nutzer:  bis  zu  16
Punkte.

Netzwerkarbeit mit dem Territorium 23

- Beschreibung  der
Zusammenarbeit  (Art,  Form
der  Miteinbeziehung  usw.)
zwischen  der  Tagesstätte
und  anderen  Einrichtungen
auf  dem  Territorium  (z.  B.
Sportvereine,  Kulturvereine,
Jugendzentren,
Gewerbebetriebe  usw.)  zur
Festlegung und Umsetzung
von  Projekten  zur  sozialen
Eingliederung:  bis  zu  23
Punkte.
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Der BSB behält sich in jedem Fall vor:

- das Verfahren auch bei Vorlage eines einzigen Vorschlags fortzusetzen, sofern dieser gültig
ist und mit den Zielen der unterzeichnenden Verwaltung im Einklang steht;

- das vorliegende Verfahren auszusetzen, neu auszuschreiben oder zu widerrufen (in diesem
Fall haben die Bewerber keinen Anspruch auf Vergütung, Kostenerstattung oder sonstige 
Entschädigung).

Art. 12 - Vereinbarung zur gemeinsamen Planung
Die Einrichtung des dritten Sektors, die auf der Grundlage der oben genannten Kriterien und der
entsprechenden  Gewichtungen  das  beste  endgültige  Projekt  vorgelegt  hat,  wird  als
Durchführungsstelle  der gemeinsam geplanten Maßnahmen und Aktivitäten mit  dem BSB eine
spezielle Vereinbarung zur Regelung der gegenseitigen Beziehungen abschließen.

Art. 13 - Veröffentlichung des öffentlichen Verfahrens
Für  die  Unterlagen und Maßnahmen im  Zusammenhang mit  diesem Verfahren gelten,  soweit
vereinbar, die gesetzlichen Bestimmungen zur Transparenz. 
Die vorliegende Bekanntmachung wird in ihrer vollständigen Fassung auf der offiziellen Website
des  BSB  und  auf  der  digitalen  Amtstafel  online für  mindestens  25  aufeinanderfolgende
Kalendertage veröffentlicht.
Der  Verfahrensverantwortliche  wird  das  Ergebnis  des  vorliegenden  Verfahrens  auf  derselben
Website veröffentlichen.

Art. 14 - Verarbeitung personenbezogener Daten

Die  personenbezogenen  Daten  der  Person  aus  dem  Dritten  Sektor,  die  von  dieser  in  der
Bewerbung zur Teilnahme an diesem Mitgestaltungsverfahren angegeben oder diesem beigefügt
und/oder von Dritten zum Zwecke der Überprüfung der Eigenerklärungen bereitgestellt wurden,
werden vom BSB zur Erfüllung der mit dem Mitgestaltungsverfahren verbundenen Verpflichtungen
erhoben und verarbeitet.
Der  Verantwortliche für  die  Datenverarbeitung  ist  der  BSB in  der  Person seines  gesetzlichen
Vertreters, der die Daten ohne ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Person zur Erfüllung
einer Aufgabe von öffentlichem Interesse gemäß Art. 6 Buchstabe e) und Art. 9 Buchstabe g) der
DSGVO verarbeiten kann.
Die Daten werden vom BSB zu den folgenden Zwecken und auf die folgenden Weise verarbeitet:
a)  Die  Verarbeitung  umfasst  alle  Vorgänge  und  Vorgangskomplexe  –  mit  oder  ohne  Hilfe
elektronischer  oder  automatisierter  Mittel  –  im  Zusammenhang  mit  der  Erhebung,  Erfassung,
Organisation,  Speicherung,  Verarbeitung,  Änderung,  Auswahl,  Extraktion,  Vergleich,  Nutzung,
Verknüpfung, Sperrung, Übermittlung, Verbreitung, Löschung und Vernichtung von Daten.
b) Die Datenverarbeitung erfolgt mit Verfahren, die ihre Sicherheit gewährleisten.
c) Die Daten können für die institutionellen Zwecke des BSB innerhalb desselben zwischen den
zur Verarbeitung befugten Personen und außerhalb für die Erfüllung der mit der Ausschreibung
verbundenen Verpflichtungen, wie z. B. im Zusammenhang mit der gesetzlichen Bekanntmachung
und Transparenz, verwendet und weitergegeben werden.
Das  Subjekt  des  Dritten  Sektors  hat  das  Recht  auf  Auskunft,  Löschung,  Berichtigung,
Aktualisierung, Ergänzung sowie auf die Anwendung der anderen anerkannten Rechte gemäß den
Artikeln 15, 16, 17 und 18 der DSGVO.

12



Zur  Ausübung  seiner  Rechte  kann  sich  der  Dritte  Sektor  an  den  Verantwortlichen  für  die
Datenverarbeitung  oder  an  den  Datenschutzbeauftragten  über  den  Verfahrensverantwortlichen
wenden.
Mit  separater  Verfügung  wird  die  mitplanende  Einrichtung  des  dritten  Sektors  zum
Datenverarbeitungsbeauftragten für die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Durchführung der
Mitplanungsvereinbarung  ernannt.  Dieser  ist  verpflichtet,  die  Daten  und  Informationen,
einschließlich  derjenigen,  die  über  die  Datenverarbeitungsgeräte  übertragen  werden,  die  ihm
bekannt werden oder von denen er Kenntnis erlangt, vertraulich zu behandeln, sie in keiner Weise
und in keiner Form weiterzugeben und sie nicht für andere Zwecke als diejenigen zu verwenden,
die für die Durchführung der Vereinbarung unbedingt erforderlich sind.

Art. 15 – Informationen

Die  an  dieser  gemeinsamen Planung  interessierten  Einrichtungen  des  dritten  Sektors  können
weitere Informationen per E-Mail bei Dr. Matteo Faifer und Frau Dr. Susanna Polli unter folgenden
Adressen anfordern:

- matteo.faifer@aziendasociale.bz.it
- susanna.polli@aziendasociale.bz.it

Etwaige  Berichtigungen  oder  weitere  wesentliche  Informationen  zu  diesem  Verfahren  werden
unverzüglich auf der Website des BSB veröffentlicht.

Art. 16 - Wahl des Domizils und Mitteilungen
Die an diesem Mitgestaltungsverfahren interessierten Einrichtungen des dritten Sektors wählen ihr
Domizil an dem in ihrem Teilnahmeantrag angegebenen Sitz.
Die Mitteilungen erfolgen per zertifizierter E-Mail an die im Antrag angegebene Adresse.

Art. 17 - Rechtsmittel
Gegen  die  Maßnahmen  dieses  Verfahrens  kann  innerhalb  der  Fristen,  die  im
Verwaltungsprozessgesetz gemäß Gesetzesdekret Nr. 104/2010 und nachfolgenden Änderungen
und Ergänzungen vorgesehen sind,  bei  den zuständigen Gerichtsbehörden Berufung eingelegt
werden, da es sich um ein Verfahren im Zusammenhang mit dem öffentlichen Dienst handelt.

Bozen, 04/11/2025

Der Direktor
der Abteilung stationäre und teilstationäre Dienste des BSB 

Dr. Matteo Faifer
(digital unterzeichnet)
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